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skits auf die Wiebererlangm'-g des ihr so unqlükli.H

tukristenen Neutralilätszustandes bedacht, suchte zwar
die Forderung der franz. Regierung gänzlich abzulehnen,

auf den Fall aber, wenn seine Bemühungen durch die

Macht der Umstände vergeblich würden, den Weg zu

einer mit der Aufopferung verhälcnißmägigen Entfchä.

digung anzubahnen. In wie fern das eine oder andre

bey den noch zu keinem Resultat gediehenen Unterhand,

lungen gelingen werde, muß die Zukunft erst offenba-

ren; nie aber würde sich der Voll; Rath für befugt

halten, in den lezten Tagen feines Daseyns über eine

,o wichtige Angelegenheit auch nur vorläufig abzu.

schlössen. "

Gesetzgebender Rath, 26. August.
(Fortsetzung.)

(Beschluß des Berichts der Zinanzcommißion, über die

Beschwerden der Pächter eines Schafhausischen

Rebhofs zu Uhwiefen, Canton Zürich.)

Was die gefederte Schadloshaltung für Kriegslasten
und Verheerungen detrift, so zeigt sich aus beyliegen-

dem Auszug des Quartierbuchs, daß die Einquartirung
bestimmt nur dem von den Pächtern nicht bewohnten

Rcbhof zugetheilt wurde, daß in diesem Gut ein frän.
ktsches Lager stand und daß bey der Retraite der Ruf.
sen dem Weinberg selbst großer Schaden zugefügt
wurde. Freylich sind noch keine Gesetze vorhanden, die
die Vertheilung solcher Lasten und Beschädigungen de-

stimmen, allein da bis jezl der Vollz, Rath über ähn-
liche Gegenstände mit weifer Nachsicht entschied, so ist

zu erwarten, daß wenn ihm dieser Gegenstand unmit-
elbar zu Gesichte kömmt, derselbe mit kluger Huma.
Mal werde entschieden werden, daher auch trägt Ihre
staatswirthschastliche Commißion darauf an, diese Bitt-
schuft mit ihren Beylagen dem Voilziehungsrath durch
folgende Botschaft mitzutheilen.

B. Bollz. Räche! In beyliegender Bittschrift fodern
die Pächter eines von Schafhausen herrührenden Na-
tionalrebguts zu Uhwiesen im Distr. Beuten C. Zürich,
einerseits Schadloshaltung für die Nichterfüllung des

Pachtcontracts von Seite des Staats und anderseits

einige namhafte Entschädigung wegen der durch die

Bewerbung dieses Guts eclillnen Kriegslasten und Ver-
heerungen.

Der gesetzg. Rath theilt Ihnen diese Bittschrift in
der Ueberzeugung zum Entscheide mit, daß Sie B.
V. R. ungeachtet der Bedrängniß der Staatshiifsguel.

le» doch die auf Tractate-, beruhende Verpflichtung?»
des Staats erfüllen, und Überbein noch wo übermäßige
Kriegslasten und selbst Verheerungen zu einer billigen
Nachsicht berechtigen, dieselbe mit kluger unoarlhu)-.
scher Mäßigung zu ertheilen wissen werden.

Folgende Botschaft wird verlesen, und an die Fi->
nanzcommißion gewiesen:

B. Gesetzgeber! Der Voll.,. Rath übersendet Ihnen
beyliegendes Resultat der zweyten Versteigerung der Snft
St. Gallischen Güter, die bey der uen Versteigerung bre
Schätzung nicht erreicht hatten, M aber theils vollstän»
big theils beynahe ihrem Werth deygekommen si.w.

Die Dringlichkeit, womit die Befti digung berStist
St. Gallischen Schulden gesodert wird, bewog den V. R.
der von dem Finanzminist.rium und der Leew. Kam. vor.
geschlagenen Genehmigung dieser -ten Ve steigerung bey-
zutreten, unb er ladet Sie ein B. G. dieselbe zu ralificiren.

Die ConstitutionScommißion legt die an sie zurük-
gewiesenen Artikel des Entwurfes über eine neue Ein.
richtung des Gerichtswesens wieder vor, welche bera-
then, in ihrer verbesserten Abfassung angenommen, und
der ganze Entwurf nunmehr in folgendem Gefttzvor.
schlag angenommen wird

Entwurf der Organisation des Gerichts-
Wesens.

Gefctzvorfchlag.
Der gesetzgebende Rath — Nach Anhörung seiner

zur Entwerfung organischer Gesetze für den Versal»
sungsentwurf ernannten Commißion,

beschließt:
Nachstehende allgemeine Einrichtung deS Gerichts-

Wesens.

Erster Abschnitt.
EintheilungdesGebiels ver Republik in

Absicht auf die Rechtspflege.
1. Das ganze Gebiet der Republik steht unter einem

obersten Gerichtshof.
2. Dasselbe ist in Apprllattonsbezirke eingetheilt,

derenZahl nicht unter sechs und nicht über zehn seyn kaun.
Jeder Appellationsbezirk ist in Absicht ans die

Ausübung der bürgerlichen und Potizey-Gerichtsbarkeit
m Amtsbezirke eingetheilt.

4. In Absicht auf die Ausübung der peinlichen
Gerichtsbarkeit soll jeder Appellalionsbezirk zwey dcS

drey Criminal-Gcrichksbrzirke enthalten, deren jede?
aus mehrern Amtsbezirken besteht.
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5. Die Ausdehnung eines Amtsbezirks soll allenthal.

ben, wo die Oerllichkeiren solches nicht unmöglich

machen/ auf eine Bevölkerung von 15 bis 20,000

Seelen berechnet werden, und in die Cantonsgränzen

eingeschlossen bleiben.

6. Da wo die Ocrtlichkeiten solches unumgänglich

erfodern, kann ein Amlsbeiick in zwey Abtheilungen

àgeiondert werden.

7. Jeder Amtsbezirk besteht aus friedensrichterlichen

-Bezirken.

8- Ein friedensrichterlicher Bezirk soll eine Bevolke-

rung von wenigstens 400 Seelen in sich begreifen. Da,«

wo die Gemeindsbezirke in der Ortspolizeyvcrwaltung

anf diesen Grundsatz gebaut fl»d, sollen dieselben auch

den friedensrichtcrlichen Bezirk ausmachen. Größere

Gemeindsbczirke können in Sektionen« getheilt werden.

Zweyter Abschnitt.
Bildung, Zusammensetzung, Einrich'

tung und Verrichtungen der gericht-
lichen Behörde».

á) In den Friedensrichterlichcn oder Gemcinds-

Bezirken.

s) Gericht sgeschworne.

y. In jedem Gemcindsbezirk soll je auf 200 Ein.

wohner, unter dem Namen G e rich ts g e sch w or-

ner, ein richterlicher Beamter sey».

l°. Diese Beamte werden auf die nemliche Weise

gewählt, wie die Verfassung eines jeden Cantons in

Betreff der untersten Verwaltungsbehörde vorschreibt.

,1 Um zu der Stelle eines Gerichtsgeschwornen

wahlfähig zu seyn muß einer, neben denjenigen Be.

tnignissen die die besondern Verfügungen der Cantone

in Betreff des Wahlfähigkeit zu den Stellen der un.

tersten Verwaltungsbehörden, vorschreiben mögen, das

Alter von zwanzig Jahre» zurük gelegt haben, mit

Fertigkeit lesen und schreiben können, und im Stande

seyn, einen Verbalprozeß richtig abzufassen.

r-. Ein Gerichtsgcschworner bleibt 5 Jahre an

seiner Scelle, und ist allsogleich wieder wählbar.

i). Jeder Gerichtsgcschworne wird beym Austritte

semer Stelle durch den Amtmann beeidigt.

14. Die von ihm ausgestellten Akten jvllen durch

seine Unterschrift, und diese, wenn der Akt ausser

dem Amtsbezirk Glaubwürdigkeit erhalten soll, durch

das Siegel des Friedensrichters bekräftigt seyn,

»z. Demselben liegen alle diejenigen Handlungen

ob, wo die Gesetze oder Uebungen eines jeden OrtS
die Dazwischenkunft eines beeidigten Vcamlen ^u Be-
glaubigung der durch das Gesetz vorgeschriebenen Akten
erfodern, als da sind: die Schätzungen, Versteglun.

gen, Anlegung richterlicher Bote in dringenden Fällen
u. d. gl.

16. Er ist gehalten, alle ordnungswidrigen, den

Strafgesetzen zuwiderlaufenden Handlungen, bey denen

er entweder selbst Zeuge gewesen, oder die ihm an.
zeigsweise durch andere bekannt worden stud, dem Amt-
mann anzuzeigen.

17- Aus der Zahl der Gerichtsgeschwornen werden
die Beysitzer am Amtsgerichte gezogen, und das Ur-
theilSgeschwornengericht gebildet.

i8 Die Gecichtsgeschwornc» habe» endlich alle von
dem Friedensrichter und von dem Anumann, Kraft
tragenden Amtes, ihnen zugesandten Auftrage zu voll»

ziehen.

iy. Sie beziehen keine andere Besoldung als die

ihnen für ihre Bemühung geordneten Gebühren.

b. Friedensrichter.
20. In jedem Gemcindsbezirk und in dentgen grös-

seren Gemeinden, die in Sektionen getheilt sind, i»
jeder Sektion, soll unter der Benennung Friedens-
lichter, ein richterlicher Beamter seyn.

21. Derselbe wird durch das Amtsgericht aus der

Zahl der Gerichtsgeschwornen, der Gemeindsvorsteher,
der ausgetretenen Mitglieder oberer Stellen, oder sonst

auch solcher Bürger, deren Beruf die Rechtswissenschaft

ist, oder voraussczl: wie Advocate», Notarien und
dergleichen, ernennt.

22. Die Dauer feiner Stelle ist von ; Jahren,
nach deren Vcrfluß er jedoch alfogleich wieder wähl,
bar ist.

2;. Derstlbevwird bey Antritt feiner Stelle durch den

Amtmann beeidigt.

24. Er hat einen Schreiber und einen Weibel, die

er ernennt und beeidigt. Die Weibel und Schreiber
der Gemcindräthe können zu diescnFunktionen gebraucht
werden.

2?. Es steht ihm ein besonderes Siegel zu ; und alle

von ihm ausgestellten Akten sollen mit seiner Unterschrift
und diesem Siegel versehen seyn.

26. Ihm liegen erstlich alle Pflichten eines Gerichts-
geschworncn ob, diejenigen Verrichtungen ausgenomen,
die ihm der Art. in dringenden Fällen, an Platz
der ordentliche» Gerichtsssfieial auferlegt. (Forts, f.)
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